
Erste Urteile des BFH zum neuen Reisekostenrecht seit 2014 
Veröffentlicht am 18.7.2019 

 

 

1. Fahrten eines Gesamthafenarbeiters nach neuem Reisekostenrecht 

 

1.1. Urteil des FG Hamburg vom 30.8.2016 2 K 218/15 – Rev. eingelegt (Az. des BFH: 

VI R 36/16) – Hafen Hamburg als weiträumiges Tätigkeitsgebiet. 

 

1. Arbeiter des Gesamthafenbetriebs Hamburg haben im Regelfall keine erste Tätigkeitsstätte 

i. S. von § 9 Abs. 4 EStG. 

2. Der Hafen Hamburg stellt für Gesamthafenarbeiter ein weiträumiges Tätigkeitsgebiet gem. 

§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4a Satz 3 EStG dar. 

 

1.2 Entscheidung des BFH 

 

1.2.1. Fragen: 

 

Ist bei einem Gesamthafenarbeiter, der nach arbeitstäglicher Zuteilung durch den 

Gesamthafen-betrieb (Arbeitgeber?) in dem Hafengebiet des jeweils zugeteilten 

Hafeneinzelbetriebs im Bereich der Logistik tätig ist, das Hafengebiet als Ganzes ein 

weiträumiges Tätigkeitsgebiet oder liegen ständig wechselnde Tätigkeitsstätten vor? 

 

1.2.2. Urteil des BFH vom 11.4.2019 – VI R 36/16 – Fahrtkosten eines 

Gesamthafenarbeiters nach neuem Reisekostenrecht 

 

Leitsätze 

 

1. Lohnsteuerrechtlicher Arbeitgeber eines Gesamthafenarbeiters, der sowohl in einem 

unbefristeten Arbeitsverhältnis zur Gesamthafen-Betriebsgesellschaft steht als auch durch die 

arbeitstägliche Arbeitsaufnahme ein weiteres befristetes Arbeitsverhältnis bei einem 

Hafeneinzelbetrieb begründet, ist der Hafeneinzelbetrieb. 

 

2. Für die Frage, ob der Gesamthafenarbeiter über eine erste Tätigkeitsstätte i.S. des § 9 Abs. 

4 Satz 1 EStG verfügt, weil er einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung dauerhaft zugeordnet 

ist, kommt es deshalb allein auf das jeweilige mit dem Hafeneinzelbetrieb begründete 

Arbeitsverhältnis an. 

 

3. Unerheblich ist, dass das Arbeitsverhältnis zu einem Hafeneinzelbetrieb regelmäßig auf 

einen Tag befristet ist. Denn von einer dauerhaften Zuordnung ist nach § 9 Abs. 4 Satz 3  2. 

Alternative EStG dann auszugehen, wenn der Arbeitnehmer für die Dauer des (befristeten) 

Dienst- oder Arbeitsverhältnisses an einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung tätig werden 

soll. Der Gesetzgeber war nicht verpflichtet, für den vorliegenden atypischen Fall eine 

Ausnahmeregelung zu schaffen. 

  



2. Erste Tätigkeitsstätte einer Flugzeugführerin nach neuem Reisekostenrecht 

 

2.1.  Urteil des FG Hamburg vom 13.10.2016 6 K 20/16 Heimatflughafen als erste 

Tätigkeitsstätte einer Flugzeugführerin im Sinne von § 9 Abs. 4 EStG Rev. 

eingelegt (Az des BFH VI R 40/16) 

 

Der Stationierungs- oder Heimatflughafen, der einem Flugzeugführer von seinem Arbeitgeber 

im Arbeitsvertrag oder durch eine die arbeitsvertragliche Regelung ausfüllende Weisung 

unbefristet zugewiesen wird und an dem er seine Einsätze regelmäßig beginnt und beendet, ist 

seine erste Tätigkeitsstätte i. S. des § 9 Abs. 4 EStG i. d. F. des Gesetzes zur Änderung und 

Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts vom 

20.02.2013 (BGBl I 2013, 285). Auf die von der Rechtsprechung entwickelten Grundsätze zur 

Auslegung des Begriffs der "regelmäßigen Arbeitsstätte" kommt es nach der gesetzlichen 

Neuregelung nicht mehr an.  

 

2.2. Entscheidung des BFH 

 

2.1.2. Fragen: 

 

Ist der Stationierungs- oder Heimatflughafen, der einem Flugzeugführer von seinem 

Arbeitgeber im Arbeitsvertrag oder durch eine die arbeitsvertragliche Regelung ausfüllende 

Weisung unbefristet zugewiesen wird und an dem er seine Einsätze regelmäßig beginnt und 

beendet (einschließlich vor- und nachbereitender Tätigkeiten), seine erste Tätigkeitsstätte i. S. 

des § 9 Abs. 4 EStG? 

 

2.2.2. Urteil des BFH vom 11.4.2019 – VI R 40/16 – Erste Tätigkeitsstätte einer 

Flugzeugführerin nach neuem Reisekostenrecht 

 

Leitsätze 

 

1. Ortsfeste betriebliche Einrichtungen sind räumlich zusammengefasste Sachmittel, die der 

Tätigkeit des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber 

bestimmten Dritten dienen und mit dem Erdboden verbunden oder dazu bestimmt sind, 

überwiegend standortgebunden genutzt zu werden. 

 

2. Eine (großräumige) erste Tätigkeitsstätte liegt auch vor, wenn eine Vielzahl solcher Mittel, 

die für sich betrachtet selbständige betriebliche Einrichtungen darstellen können, räumlich 

abgrenzbar in einem organisatorischen, technischen oder wirtschaftlichen Zusammenhang mit 

der betrieblichen Tätigkeit des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens oder eines 

vom Arbeitgeber bestimmten Dritten stehen. Demgemäß kommt als eine solche erste 

Tätigkeitsstätte auch ein großflächiges und entsprechend infrastrukturell erschlossenes Gebiet 

(z.B. Werksanlage, Betriebsgelände, Bahnhof oder Flughafen) in Betracht. 

 

3. Eine Flugzeugführerin, die von ihrem Arbeitgeber arbeitsrechtlich einem Flughafen 

dauerhaft zugeordnet ist und auf dem Flughafengelände zumindest in geringem Umfang 

Tätigkeiten erbringt, die sie als Flugzeugführerin arbeitsvertraglich schuldet, hat dort ihre 

erste Tätigkeitsstätte. 

 

4. Die Zuordnung zu einer ortsfesten betrieblichen Einrichtung wird durch die dienst- oder 

arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie diese ausfüllenden Absprachen bestimmt. Einer 

gesonderten Zuordnung für einkommensteuerliche Zwecke bedarf es nicht.  



3. Erste Tätigkeitsstätte einer Luftsicherheitskontrollkraft nach neuem 

Reisekostenrecht 

 

3.1. Urteil des FG München vom 9.2.2017 11 K 2508/16 – Rev. eingelegt (Az. des 

BFH: VI R 12/17) Flughafengelände als erste Tätigkeitsstätte einer 

Sicherheitskontrollkraft  

 

Ein Flughafengelände, auf dem ein Arbeitnehmer des Flughafenbetreibers oder eines mit ihm 

verbundenen Unternehmens an täglich wechselnden Kontrollstellen zur Durchführung von 

Sicherheitskontrollen eingesetzt wird, ist eine erste Tätigkeitsstätte i. S. des § 9 Abs. 4 EStG 

2014. 

 

3.2.  Entscheidung des BFH 

 

3.2.1. Fragen: 

 

Ist ein Flughafengelände, auf dem ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber (mit dem 

Flughafen-betreiber verbundenes Unternehmen) an täglich wechselnden Kontrollstellen zur 

Durchführung von Sicherheitskontrollen eingesetzt wird, eine erste Tätigkeitsstätte i. S. des § 

9 Abs. 4 EStG? 

 

4.2.2. Urteil des BFH vom 11.4.2019 – VI R 12/17 - Erste Tätigkeitsstätte einer 

Luftsicherheitskontrollkraft nach neuem Reisekostenrecht 

 

Leitsätze 

 

1. Ortsfeste betriebliche Einrichtungen sind räumlich zusammengefasste Sachmittel, die der 

Tätigkeit des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber 

bestimmten Dritten dienen und mit dem Erdboden verbunden oder dazu bestimmt sind, 

überwiegend standortgebunden genutzt zu werden. 

 

2. Eine (großräumige) erste Tätigkeitsstätte liegt auch vor, wenn eine Vielzahl solcher Mittel, 

die für sich betrachtet selbständige betriebliche Einrichtungen darstellen können, räumlich 

abgrenzbar in einem organisatorischen, technischen oder wirtschaftlichen Zusammenhang mit 

der betrieblichen Tätigkeit des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens oder eines 

vom Arbeitgeber bestimmten Dritten stehen. Demgemäß kommt als eine solche erste 

Tätigkeitsstätte auch ein großflächiges und entsprechend infrastrukturell erschlossenes Gebiet 

(z.B. Werksanlage, Betriebsgelände, Bahnhof oder Flughafen) in Betracht. 

 

3. Ein Arbeitnehmer, der auf einem Flughafen an wechselnden Kontrollstellen zur 

Durchführung von Sicherheitskontrollen eingesetzt wird, hat auf dem Flughafengelände seine 

erste (großräumige) Tätigkeitsstätte. 

 

  



5. Erste Tätigkeitsstätte des fliegenden Personals nach neuem Reisekostenrecht 

 

5.1. Urteil des FG Hessen vom 23.2.2017 – 1 K 1824/15 Bei Flugpersonal ist der im 

Arbeitsvertrag festgelegte Flughafen die erste Tätigkeitsstätte. Ein Abzug der 

Fahrtkosten zwischen Wohnung und Flughafen nach Reisekostengrundsätzen scheidet 

damit aus (Revision eingelegt: VI R 17/17). 

 

Hintergrund: Zur Abgeltung der Aufwendungen des Arbeitnehmers für die Wege zwischen 

Wohnung und erster Tätigkeitsstätte ist für jeden Arbeitstag, an dem der Arbeitnehmer die 

erste Tätigkeitsstätte aufsucht, eine Entfernungspauschale für jeden vollen Kilometer der 

Entfernung zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte von 0,30 Euro anzusetzen. Erste 

Tätigkeitsstätte ist die ortsfeste betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers, eines verbundenen 

Unternehmens oder eines vom Arbeitgeber bestimmten Dritten, der der Arbeitnehmer 

dauerhaft zugeordnet ist (§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4, § 9 Abs. 4 EStG). 

 

Sachverhalt: Geklagt hatten ein angestellter Pilot und eine angestellte Flugbegleiterin. Die 

Eheleute waren laut jeweiligem Arbeitsvertrag an einem bestimmten Flughafen beschäftigt 

bzw. eingesetzt. Der Arbeitgeber hatte auch das Recht, den Kläger auf anderen Flugmustern 

oder an einem anderen Ort einzusetzen und die Klägerin mit Aufgaben an einem anderen Ort 

im In- und Ausland zu betrauen.  

 

Auch haben am Flughafen Lehrgänge, Bürotätigkeiten, Gesundheitsüberprüfungen, 

Bereitschaftsdienste und das Simulatortraining stattgefunden. Das genügt für die Annahme 

einer tatsächlichen Tätigkeit an der ersten Tätigkeitsstätte. 

 

5.2. Entscheidung des BFH 

 

5.2.1. Fragen: 

 

Ist der Stationierungs- oder Heimatflughafen, der einem Flugzeugführer bzw. einer 

Flugbegleiterin von dem Arbeitgeber im Arbeitsvertrag unbefristet zugewiesen wird und an 

dem diese ihre Einsätze regelmäßig beginnen und beenden (einschließlich vor- und 

nachbereitender Tätigkeiten), erste Tätigkeitsstätte i. S. des § 9 Abs. 4 EStG? 

 

5.2.2. Urteil des BFH vom 10.4.2019 VI R 17/17 – im Wesentlichen inhaltsgleich mit 

BFH-Urteil vom 11.4.2019 VI R 40/16 

 

Leitsätze 

 

1. NV: Fliegendes Personal, das vom Arbeitgeber einem Flughafen dauerhaft zugeordnet ist, 

hat seine erste Tätigkeitsstätte in den dort belegenen ortsfesten betrieblichen Einrichtungen 

des Arbeitgebers, eines verbundenen Unternehmens (§ 15 AktG) oder eines vom Arbeitgeber 

bestimmten Dritten, wenn es dort zumindest in geringem Umfang arbeitsvertraglich 

geschuldete Tätigkeiten ausübt. 

 

2. NV: Die Feststellung einer entsprechenden Zuordnung ist durch alle nach der FGO 

zugelassenen Beweismittel möglich und durch das FG im Rahmen einer umfassenden 

Würdigung aller Umstände des Einzelfalls zu treffen. 

 



3. NV: Es entspricht regelmäßig der Lebenswirklichkeit, dass der Arbeitnehmer der 

betrieblichen Einrichtung des Arbeitgebers zugeordnet ist, in der er tatsächlich tätig ist oder 

werden soll. 


